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2 Siedlungsentwicklung und Siedlungsräume

2.1 Siedlungsentwicklung

2.1.1 Erinnerungen an die Zukunft
der Stadt Winterthur

1972 veröffentlichte der Stadt- und Regionalplaner
Albert Bodmer im Winterthurer Jahrbuch einen
Aufsatz mit dem Titel Erinnerungen an die Zukunft
der Stadt Winterthur1 Anlass war das 50jährige Jubiläum

der Vereinigung Winterthurs mit seinen fünf
Vororten. Die Erinnerungen beziehen sich auf die
Zeit von 1923 bis 1931 - während dieser Jahre plante
Bodmer in der Funktion eines Bebauungsplaningenieurs

die zukünftige Gestalt Gross-Winterthurs,
bevölkerungsmässig der siebentgrössten, «der Fläche

nach (der) grössten Schweizer Stadt».8 Das
Feitbild, das ihm für die Stadtentwicklung
vorschwebte, stellte Bodmer 1928 in einer programmatischen

Schrift dar; er bekannte sich darin zu der
«vor 30 Jahren in England begründeten
Gartenstadtidee».g Ihrem Schöpfer, Ebenezer Howard,
war es um die Bekämpfung einer als krankhaft
empfundenen Zeiterscheinung gegangen, nämlich
des Wachstums der Städte - vor allem Fondons -
zu unmenschlichen Riesengebilden. Howard
wollte die Grossstädte durch ein Netz von
Kleinstädten ersetzen, in welchen die Vorteile des Stadt-
und des Landlebens vereint waren. Die Einhaltung
einer Wachstumsgrenze und eines gesunden
Gleichgewichts von bebautem und unbebautem
Areal sollte dadurch gewährleistet werden, dass der
städtische Boden Eigentum der Gemeinschaft
bliebe.10 Mit der Gründung der Musterstädte Letch-
worth und Welwyn in den Jahren 1903 und 1919

sollte die von Howard geforderte städtebaulichsoziale

Reform in Gang gesetzt werden. Bodmers
Ziel war es, in Winterthur eine weitere Modell-
Gartenstadt zu verwirklichen. Hier ging es
allerdings um die Umgestaltung einer bestehenden
Siedlung. Dass Winterthur sich zu diesem Experiment

eigne, begründete Bodmer damit, dass die
Siedlung «gewissermassen den Typus der gewachsenen

Gartenstadt» darstelle: im Gegensatz zur
Mietshausstadt Zürich herrsche in Winterthur eine
offene, weiträumige Bebauung mit Einfamilien-
und kleinen Mehrfamilienhäusern vor, es bestehe
eine intensive Gartenkultur und eine ausgedehnte
Püntenwirtschaft, und die Stadt habe seit jeher eine
aktive Bodenpolitik betrieben." Aber noch in
anderer, wesentlicherer Beziehung bestehen
Affinitäten zwischen der jüngeren Geschichte Winterthurs

und der Gartenstadtbewegung: im mittleren
Drittel des 19. Jahrhunderts wurde in Winterthur
ein politisches Programm entwickelt, das an
Howards Ideal einer polyzentrischen Grossstadt
erinnert. Man wollte die Stadt im liberalen Sinn öff¬

nen und modernisieren, ohne dabei die Qualitäten
einer ländlichen Kleinstadt preiszugeben: an die
Stelle korporatistisch organisierter Handwerker
sollte eine breite Schicht von mittelgrossen und
kleinen Unternehmern treten, an die Stelle der
alten Bürgergemeinde eine dynamische Verwaltung,

die das Gemeingut mit modernen
unternehmerischen Mitteln vermehren und die übergreifenden

wirtschaftlich-politischen Interessen der Stadt
wahren sollte. Winterthur sollte zu einer Art
volkskapitalistischer Munizipalstadt werden; als Führerin

eines ganzen Netzes von gleichgesinnten Städten

hoffte es, einer Stadt gegenübertreten zu können,

die ihre einstige absolutistisch-despotische
Vormachtstellung mit den Mitteln und zum Nutzen

privater Wirtschaftsmacht wiederherzustellen
versuchte. Aber Winterthur unterlag seinem Rivalen

Zürich, und damit scheiterte die Utopie eines
mächtigen Kleinstadt-Bundes. Winterthur wurde
in der Folge zu einer typischen Industriestadt, mit
einflussreichen Privatunternehmungen und einer
finanzschwachen Gemeinde. Zur Zeit, als die
Gartenstadtidee auf dem Kontinent bekannt wurde,
erschien die Siedlung den Freunden des alten
Winterthur als das Gegenteil einer Gartenstadt. Bei keiner

Schweizer Stadt war das Ortsbild so sehr von
der Industrie geprägt wie in Winterthur: der
hauptsächlichen Zufahrtsachse entlang erstreckte sich
eine weitläufige Industriezone bis ins Herz der
Stadt, mit mächtigen, rauchenden Fabrikkomplexen

und weitläufigen, rasterförmigen
Arbeiterquartieren. In der Folge versuchte man, mit der
Anlage durchgrünter Siedlungen und Gärten der
Industrie- eine Gartenstadt gegenüberzustellen.
Zur Zeit von Bodmers Anstellung betrachtete man
diesen Versuch als gelungen, aber man wäre deswegen

nicht auf die Idee gekommen, die Stadt als
Prototyp einer Gartenstadt zu bezeichnen - zumal die
Stadt mit der Eingemeindung weitere von der
Grossindustrie geprägte Siedlungsteile hatte
aufnehmen müssen. Bodmer aber erkannte, dass

Industrie- und Gartenstadt Gegensätze nur in
einem oberflächlichen Sinn darstellen - historisch
gesehen ist die Industrialisierung Voraussetzung
der Gartenstadt. Dank dieser Erkenntnis gelang es

Bodmer, aus Winterthur und den ehemaligen
Vororten eine «industrielle Gartenstadt» zu machen,
die zwar - vor allem was die genossenschaftliche
Organisation des Bodens betrifft - weniger «rein»
war als die beiden englischen Musterstädte, die
aber dafür - im Gegensatz zu ihnen - ein bedeutendes

wirtschaftliches und kulturelles Zentrum
darstellte.12 Im Rückblick erschien sie Bodmer 1972 als
Modell und Ausgangspunkt für eine Zukunft, bei
der es um die Schaffung von weit grösseren, ganze
Regionen umfassenden Stadtlandschaften ging.
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2.1.2. Von der Entfestigung zum Eisenbahn-
bau: Die ßahnhoffrage

Bis zum Abbruch des mittelalterlichen Festungsrings

1835-1839 stellte Winterthur ein Musterjener
Art von Siedlung dar, mit welcher der StadtbegrifT
der Neuzeit eng verknüpft ist: eine dichte Schar
von im Lauf der Zeit «versteinerten» Häusern mit
regelmässigen, einen fürstlichen Gründungsakt
verratenden Gassen und einem Markt grenzte sich
durch einen vieltürmigen Mauerring burgartig-
scharf gegen das umgebende Land und seine
Bauerndörfer ab. Die spätbarocken Landhäuser,
die ausserhalb der Mauern entstanden waren, die
Gerbereien, Schleifen, Färbereien, Walken und
Bleichen, die sich zu den Mühlen an der Eulach
und ihren Nebenkanälen gesellt hatten - sie vermögen

den Eindruck nicht zu ändern, dass die Zeit
stillgestanden war. Und doch befinden wir uns an
einer Schaitstelle der industriellen Revolution.
Winterthur war der wichtigste Umschlags- und
Steuerungsplatz der Ostschweiz; diese gehörte im
18. Jahrhundert zu den am stärksten industrialisierten

Gegenden der Welt, und zwar mit einer
Baumwollverarbeitung, die vorerst verlagswirtschaftlich
organisiert war und sich so kaum von der traditionellen

bäuerlichen Umwelt abgrenzte. Das änderte
sich mit der Mechanisierung der Produktion: jetzt

entstanden Fabrikkomplexe von der Grössenord-
nung und Monumentalität barocker Schloss-
und Klosteranlagen. 1802 gründeten Winterthurer
Kaufleute im Hard in Wülflingen eine Spinnerei -
die zweite mechanische und die erste mit Wasserkraft

betriebene der Schweiz (Kap. 3.4.5: Hard\
Abb. 200). Rasch folgten weitere Fabriken; mehrere
davon standen an der Töss, in der Nähe von
Winterthur. In den 1830er Jahren geriet dann auch die
Stadt selber baulich in Bewegung. Die Verstädterung

erfolgte hier nicht in der Form einer Massierung,

sondern in der einer Auflockerung und
Durchgrünung. Wegen der geringen Wasserkräfte
hatten sich in der städtischen Nahumgebung nur
kleinere textilverarbeitende Betriebe entwickelt;
einige davon gingen nun ein oder wurden aufs
Land verlegt. Eines der grössten Fabrikgebäude
wurde abgebrochen - aus dem Material wurde in
einem bereits bestehenden Landschaftsgarten ein
klassizistisches Hotel erbaut (Tösstalsti: 59-61; Ad-
lerstr. 2). Kurz darauf begann man den burgartigen
Stadtkörper aufzulösen; 1835-1839 wurden die
mittelalterlichen Stadtmauern bis auf die Tore und
Bogen der Hauptachse abgebrochen und die Gräben

aufgeschüttet. Die barocken Schanzen waren
grösstenteils schon früher eingeebnet worden; die
an ihrer Stelle angelegten Strassen und Promena-

Abb. 16 Vogelschau-Ansicht von Winterthur von Süden. Kolorierter Stich, um 1850, von Lukas Weber (1811-1858), wohl in Zusammenarbeit

mit David Alois Schmid. Museum Lindengut, Winterthur.
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Abb. 17 Winterthur. Knaben-und Gewerbeschule sowie Stadt- Abb. 18 Winterthur. Der Graben mit dem Oberen Bogen
bibliothek, erbaut 1838-1842 von Leonhard Zeugheer (1812- (abgebrochen 1871). Lithographie der Anstalt Caspar Studer
1866). Lithographie von Emanuel Labhart, um 1850. nach einer Zeichnung von Emanuel Labharl, um 1855-1865.

den wurden in die neu erstellte Ringanlage
integriert. In der Folge entstanden biedermeierliche
Vorstädte, komfortable klassizistische Vorstadthäuser,

ein neues Schulgebäude (Stadihaussir. 6;
Abb. 17). Mit ihnen erhielt die Stadtvorstellung
einen neuen Gehalt: als städtisch galt nun das
Offene, Lichtvolle, Saubere und Regelmässige,
während die alte Stadt als bäuerisch und dörflich
empfunden wurde. Das Stadtideal der Gartenstadtbewegung

hat in diesem klassizistischen Modell
seinen Ursprung.
Die Entfestigung erhielt eine politische Bedeutung
- sie wurde zum Symbol für die Beseitigung der
städtischen Vorherrschaft über das Land. Der Stadt
Winterthur musste die städtebauliche Öffnung
aber nicht, wie Zürich, von aussen aufgezwungen
werden - sie entsprach der politischen Position der
Stadt. Nachdem Winterthur in der Restauration die
mit der Helvetik verlorenen Vorrechte nicht
wiedererlangt hatte, hatte es sich Ende der 1820er Jahre

- als primus inter pares - zur Vorkämpferin der
Gleichberechtigung von Stadt und Land
gemacht.13 Die verkehrsgeographischen und
städtebaulichen Veränderungen der 1830er Jahre zeugen
vom Willen, die mit der liberalen Neuordnung von
1830 errungene Emanzipation zu bestätigen und
auszubauen. Gleichzeitig mit der Entfestigung
wurden zwei neue Landstrassen erbaut, eine ins
Rheintal Richtung Basel und eine ins Tösstal (Töss-
talstrasse; Kap. 3.4.5: Wiiflingerstrasse). Damit war
Winterthur in eine Nordwest-Südost-Achse
eingebunden, welche es einerseits - unter Umgehung
Zürichs - direkt mit dem bedeutendsten Grenztor
und Finanzplatz der Ostschweiz, andererseits mit
seinem wirtschaftlichen Hinterland verband. Es
kam nun zu einem eindrücklichen Versuch, die
Stadt auf diese neue Achse hin umzuorientieren.
Die beiden Strassen wurden - wenn auch auf

Umwegen - in jene quer zur alten Hauptachse
verlaufende Graben-Gasse eingeführt, welche die
Gründungs- von der spätmittelalterlichen Neustadt
trennte. Während die verkehrshemmenden
Tortürme und Bogen an der Hauptgasse stehen gelassen

wurden, öffnete man den Graben nach Nord
und Süd und kennzeichnete ihn durch eine neue
Grünanlage als städtischen Hauptraum (Abb. 18).

Am Graben und an der Inneren Tösstalstrasse
entstanden zahlreiche biedermeierliche Neubauten;
die Hinterhäuser an der Platanenstrasse (General-
Guisan-Strasse) wurden ausgebaut: die Ostseite der
Stadt wurde zur «Hauptfässade», die Nordseite mit
ihrer grossen Promenade und dem Knabenschulhaus

zur Gartenseite, die Südseite mit dem
Viehmarktplatz zur Geschäftsseite - und die ganze
gegen Zürich orientierte Unterstadt, wo keine
Schanzen bestanden hatten und die Ringanlage
entsprechend bescheiden ausfallen musste, zur
Rückseite.
Indessen kündigte sich bereits eine Verstärkung der
alten Hauptachse an: die Zürcher Handelskammer
plante eine Eisenbahnverbindung von Basel in die
Ostschweiz via Zürich und Winterthur. Es schien
vorerst, dass dieses Vorhaben die in Winterthur
angestrebte Umorientierung der Stadt auf eine
durch den Graben laufende «Textilachse» nicht in
Frage stellte: die Linie sollte nämlich, wie
Ingenieur Alois Negrelli Ende 1836 mitteilte, im Süden
der Stadt verlaufen, und der Bahnhof sollte an den
Viehmarkt (Teehnikumstrasse) zu stehen kommen -
der Graben wäre dadurch noch mehr aufgewertet
worden.14 Aus dem Projekt einer Bodenseebahn
wurde nichts; 1845 wurde es wieder aufgegriffen,
diesmal von Winterthurer Seite: die Stadt und die
kaufmännische Gesellschaft finanzierten die
Projektierung der Bahn bis an die Thurgauer Grenze.
Für den Bahnhof waren zwei alternative Standorte
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auf der von Zürich abgewendeten Ostseite der
Stadt, nahe der Platanenstrasse, vorgesehen;
Johann Georg Müller entwarf Pläne für ein
repräsentatives, romantisch instrumentiertes
«Hauptdienstgebäude».15 Dieses Projekt fällt zeitlich mit
einem politischen Triumph Winterthurs zusammen.

Als die Liberalen im Kanton Zürich 1845

wieder an die Macht kamen, wurde die Stadt
Winterthur dafür belohnt, dass sie nach dem konservativen

Züriputsch von 1839 die Opposition angeführt
hatte: der Winterthurer Jonas Furrer wurde
Stadtpräsident Zürichs, leitete den Stand Zürich in den
neuen Bundesstaat und wurde dessen erster Präsident.

Das Bahnunternehmen kam aber erst
zustande, als Winterthur sich mit Zürcher Kapital

verbündete. 1853 wurde die Zürich-Bodensee-
Eisenbahngesellschaft gegründet, im gleichen Jahr
fusionierte sie mit der Nordbahn zur Schweizerischen

Nordostbahn. Diese Gesellschaften planten
und bauten die Linie Zürich-Winterthur-Kreuz-
lingen-Romanshorn. Gleichzeitig waren in
Schaffhausen und in St. Gallen Bestrebungen im Gang,
eine Eisenbahnverbindung nach Winterthur zu
schaffen, um den Anschluss an Zürich zu erhalten:
vier der alten Ausfallachsen Winterthurs wurden so
schliesslich durch Eisenbahnlinien verdoppelt.
Was den Bahnhof betrifft, so wollten die Planer der
Nordostbahn ihn in der Nähe des Untertors plazieren16:

Die vom Tössfeld her kommende Bahnlinie
sollte an der Westspitze der Altstadt vorbeischies-
sen, um sich erst am Fuss des Lindbergs in die
SchafThauser- und in die Bodenseelinie zu gabeln.
Die Stadt schlug Alternativen vor, darunter auch
einen Südbahnhof am Viehmarkt.17 Dieser wurde
von der Bahngesellschaft kategorisch abgelehnt.18
Die einflussreichsten lokalen Interessengruppen
strebten aber ohnehin eine andere Lösung an. Sie
wollten die von der Nordostbahn bevorzugte
Bahnhofanlage im Westen der Stadt derart abdrehen und
verschieben, dass sie entweder hinter das Turnhaus
oder hinter die Knabenschule (Stadthausstr. 18

resp. 6) zu liegen gekommen wäre (Abb. 19). Der
letztere Standort fand vorerst den grössten Beifall,
weil er sich «in unmittelbarer Nähe der frequente-
sten Teile der Stadt» befinde und weil hier «die
schönste Einfahrt in die Stadt sich herstellen
lasse».19 Es ging um das gleiche Ziel wie beim
Südbahnhof: man wollte den Graben als Repräsentanten

der Textilachse aufwerten - der Bahnhof sollte
direkt in seine Achse gestellt werden. Das Lind-wie
das Turnhausprojekt scheiterten daran, dass die
Stadt sich weigerte, die Mehrkosten zu übernehmen.

So wurde 1854 bis 1857 das von der Nordostbahn

geplante Liniennetz verwirklicht: auf der
Karte hat es die Gestalt eines grossen Insektes - die
langgestreckte Gerade der Zürcherlinie bildet den

Körper, die SchalThauser und die Ostlinien zwei
sanft geschwungene Antennen, das Gabelungs-
Dreieck am Fuss des Lindbergs den Kopf (Bahnareal',

Abb. 22). Aufeinen Schlag wurde Winterthur
zu einem der wichtigsten Eisenbahn-Knotenpunkte

der Schweiz - aber man konnte sich darüber
nicht recht freuen. Der Bahnhof wurde gleichzeitig
zu einem Motor und zu einem Hindernis der
städtebaulichen Entwicklung: drei Ausfallachsen wurden

von den Bahnlinien zerschnitten, und der
Stadtkern war von der westlichen, hinter dem
Bahnhof liegenden Expansionszone abgeschnitten
(Abb. 3,4,59). Im Folgenden wurde immer wieder
beklagt, dass der Bahnhof nicht, wie ursprünglich
geplant, im Südosten der Stadt liege - wobei man
oft vergass, dass sich 1853 der Stadtrat für einen
Bahnhof im Norden der Stadt eingesetzt hatte,
welcher sie in ein noch engeres Korsett gezwängt
hätte.20
Jedenfalls wurde der von der Nordostbahn
aufgenötigte Bahnhof zu einem Symbol dafür, dass die
Hauptstadt ihre Vormachtstellung auch in der
neuen, liberalen Ordnung zu behaupten wusste.
Tatsächlich gelang es den Zürcher Eliten, durch
geschickte Ausnützung der Regeln der
Repräsentativdemokratie in den politischen Gremien des Kantons

wieder die Führung zu übernehmen. Die
Unzufriedenheit darüber wuchs, als - bald nach der
Eröffnung der Winterthurer Bahnlinien - die
Konjunktur abflaute. Die Nachteile der von den Liberalen

geforderten Industrialisierung traten nun deutlich

zutage, und es erwies sich, dass sie vorab die
Landschaft trafen: Krise des Gewerbes, Verschuldung

der Landwirtschaft, Anwachsen einer sozial
schwachen Lohnarbeiterschaft. Winterthur stellte
sich nun in der zweiten Hälfte der 1860er Jahre
wieder, wie schon in der Zeit der Restauration und
des Züriputsches, an die Spitze der Opposition.
Winterthurer Politiker gaben der sich im ganzen
Kanton formenden Protestbewegung parteipolitische

Konsistenz und banden die konkreten
Forderungen in ein zusammenhängendes, theoretisch
fundiertes Programm. Zum Leitwort wurde das

Adjektiv «demokratisch». Mit einem Ausbau der
Volkssouveränität wollte man die politische
Machtballung bekämpfen, mit einer sozialpolitischen
Gesetzgebung die negativen Auswirkungen der
Industrialisierung verringern. Nahziel Winterthurs
war es, der Hauptstadt die führende Rolle im Kanton

abzuringen. Der Erfolg war durchschlagend.
1869 trat eine neue, vollständig revidierte
Kantonsverfassung in Kraft - eine zukunftsweisende
Verwirklichung der direkten Demokratie, mit obligatorischem

Gesetzesreferendum und direkter Wahl
von Regierungs- und Ständeräten. Ein Winterthurer

unterzeichnete die Verfassung, ein Winterthu-
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Abb. 19 Winterthur. Übersicht über fünf Standortvarianten für
den Bahnhof der Nordostbahn, eingetragen auf dem 1853 von
Ing. Arnold Bürkli aufgenommenen Stadtplan. Dunkel getönt:
«angenommenes Project», rechts oben: Lindprojekt.

rer wurde Präsident des neuen, ausschliesslich aus
Demokraten bestehenden Regierungsrates. Unter
dem Eindruck der Revision der Zürcher Verfassung
wurde auch diejenige des Bundes an die Hand
genommen; 1874 war sie, unter wesentlicher
Beteiligung von Winterthurer Politikern, durchgeführt.
Mit einem kurz vor der Ausführung stehenden
Unternehmen wollte Winterthur nun auch ein
Modell für die wirtschaftspolitische Umsetzung
des demokratischen Programms geben. Unter der
Führung Winterthurs sollte eine Gruppe von
Gemeinden eine mittelländische «Nationalbahn»
bauen, mit welcher demonstriert werden sollte,
dass wirtschaftliche Schlüsselunternehmen wie die
Eisenbahn in die Hände des Volkes gehörten und
nicht - wie im Fall der Nordostbahn - in die privater
Unternehmer. Nur so konnte gewährleistet werden,

dass die Linienführung allgemeinen Interessen

entsprach und dass die Gewinne der
Öffentlichkeit zugute kamen. Das Nationalbahnunternehmen

aber scheiterte - Winterthur, das zur Zeit
der Revision der Bundesverfassung Zürich
politisch in den Schatten gestellt hatte, stand wenige
Jahre später vor dem Ruin und konnte sich nur
knapp vor dem Bankrott retten.
Die Vorgeschichte der Nationalbahn beginnt in den
frühen 1860er Jahren: damals hatte Winterthur den
Beschluss gefasst, eine von Zürich unabhängige,
eigenständige Bahnpolitik zu betreiben. Das Interesse

richtete sich vorerst auf die Achse Basel-
Winterthur-Tösstal, die schon beim Strassenbau
der 1830er Jahre eine grosse Rolle gespielt hatte.
Als 1865 eine Tösstalbahngesellschaft gegründet
wurde, geschah dies bereits im Zusammenhang mit
der Planung einer linksufrigen Rheinbahn von

Basel nach Winterthur. Dieses Projekt war nun in
ein noch grossartigeres Konzept eingebunden: die
Tösstalerlinie sollte bis zur geplanten Alpenbahn
über den Lukmanier verlängert werden - Winterthur

wäre damit zum wichtigsten Knotenpunkt
einer internationalen Transitlinie geworden, welche

Zürich umgangen hätte. Dieses Konzept verlor
indessen seine Grundlagen, als 1869 das Gotthard-
über das Lukmanierprojekt siegte und als der Bau
einer Bahnlinie von Basel ins Limmattal über den
Bözberg beschlossen wurde. Die Winterthurer
Eisenbahnpolitiker banden daraufhin das
Querachsen-Konzept in einen neuen Rahmen ein: die
Basel-Tösstal-Linie sollte sich in Winterthur mit
einer Mittellandachse kreuzen, die - unter Umgehung

Zürichs - vom Genfersee nach Deutschland
führen würde. Eine geplante Lokalbahn zwischen
Andelfingen und Stein am Rhein wurde zu einer
Linie Winterthur-Singen, dem Anschlusspunkt
des süddeutschen Eisenbahnnetzes, umfunktioniert:

in dieser Achse sollte eine Westlinie nach
Effretikon, Kloten, Seebach, Baden, Ölten, Solo-
thurn, Biel laufen. Eine aufwendige politisch-ideologische

Begleitmusik vermochte das wirtschaftlich
lebensunfähige Unternehmen nicht zu retten: als
die Singener und die Westbahn 1875 zur «Nationalbahn»

verschmolzen wurden, hatten die grossen
Bahngesellschaften die Hauptlinien bereits an sich
gebracht und die «Volksbahn» buchstäblich auf ein
Neben- und Abstellgeleise gedrängt. Im gleichen
Zeitraum, als die Tösstal- und die Koblenzerlinie
eröffnet wurden, wurden auch die beiden
Abschnitte der Nationalbahn eröffnet: 1875 die
Ost-, 1877 die Westsektion. 1878 verhängte das

Bundesgericht den Konkurs über das Unternehmen,

zwei Jahre später fielen die Linien zu einem
Spottpreis an die Nordostbahn. Die Westlinie
wurde in Lokallinien integriert und zum Teil sogar
aufgelassen.21
So wie das Bahnunternehmen als Ganzes, scheiterte

auch ein nur Winterthur betreffendes Projekt
- das, den Bahnhof in den Südosten der Stadt zu
verlegen. Schon 1874, als die Bahnhofdiskussion
in die entscheidende Phase trat, war die Stadt zu
geschwächt, um das Verlegungsprojekt gegen den
Widerstand der Bahngesellschaften durchzusetzen;

sie musste sich mit der Erweiterung der
bestehenden Anlagen abfinden (Bahnareal)P Der
Bundesrat legte 1879 ein Programm für die nötigen
Teilarbeiten fest - der Stadt blieb es überlassen, die
Nordostbahn zur Einhaltung dieser Verpflichtungen

zu bewegen. Die seit den 1860er Jahren geforderte

Sanierung des ebenerdigen Bahnübergangs
über die Zürcherstrctsse - der dringendste Teil der
Erweiterung - wurde erst dreissig Jahre später
durchgeführt.
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Abb. 20 Winterthur. Der 1854-1855 erbaute provisorische Bahnhof der Nordostbahn. Im Vordergrund der Stauweiher der Schlangenmühle

(links aussen); rechts das Untertor (abgebrochen 1867). Aquatinta von Theophil Beck (geb. 1814).

2.1.3 Die demokratische Kapitale:
Die Utopie einer industrialisierten
Handwerkerstadt

Die Auseinandersetzung zwischen Zürich und
Winterthur erhielt eine zusätzliche Dramatik
dadurch, dass sie von derjenigen zwischen zwei
rivalisierenden politischen Persönlichkeiten überlagert
wurde. Gegenüber standen sich der Zürcher «Prin-
ceps» Alfred Escher und der Winterthurer Johann
Jakob Sulzer (1821-1897), beides Angehörige alter
Bürgergeschlechter. Sulzer hatte die Gelehrtenlaufbahn

einschlagen wollen, war dann aber 1847

Staatsschreiber geworden. 1851 wurde er
Regierungsrat und geriet bald in Konflikt mit dem
herrschsüchtigen Escher, vor allem in Fragen des
Eisenbahnbaus und der Bahnhoffrage Zürich und
Winterthur. Escher hatte 1848 die Nachfolge des
Winterthurers Furrer als Bürgermeister des Standes

Zürich angetreten; als er 1855 zurücktrat,
wusste er es zu verhindern, dass Sulzer das Amt
bekam. Diesem war dadurch die Möglichkeit
genommen, den Karriereweg Furrers nachzuvoll-
ziehen, nämlich über das Zürcher Bürgermeisteramt

in den Bundesrat aufzusteigen. Als Sulzer
auch in seiner Hoffnung enttäuscht wurde, mit der
Wahl zum Ständerat entschädigt zu werden und so
Winterthur angemessen repräsentieren zu können.

trat er den Weg in die Opposition an. Er demissionierte

und kehrte nach Winterthur zurück, wo er
sich 1858 zum Stadtpräsidenten wählen liess.23 Im
folgenden Jahrzehnt wurde er zu einer führenden
Gestalt der demokratischen Bewegung. Sein Ehrgeiz

richtete sich darauf, aus dem spätbiedermeier-
lichen Winterthur eine demokratische Kapitale zu
machen. Der Hegelianer Sulzer wollte beweisen,
dass bescheidene Gemeinwesen wie Winterthur
Grossstädte wie Zürich in den Schatten stellen
könnten, wenn zwei antagonistische Kräfte zur
Synthese gebracht würden: der bürgerliche
Gemeinsinn von traditionsreichen Kommunen und
der unternehmerische Geist von Privatunternehmen

wie der Nordostbahn. Bezeichnenderweise
wollte er die alte Bürgergemeinde nicht auflösen,
sondern nur öffnen; zum Vorkämpfer der
Einwohnergemeinde wurde er erst, als die alte Körperschaft

auf ihrer Abschottung beharrte, zu ihrem
Gegner, als sie versuchte, den Eschenbergwald als

Privatgut der Bürger aus dem Gemeindegut
auszuscheiden.24 Aus den Projekten zur Bewirtschaftung
dieses uralten Gemeingutes wie auch aus dem
Nationalbahnprojekt, als dessen geistigen Urheber
man Sulzer zu betrachten hat, geht hervor, dass

ihm eine Art Gemeindekapitalismus vorschwebte.
Diesem aussergewöhnlichen Modernisierungskon-



51 Winterthur

Abb. 21 Winterlhur. Der 1859-1860 erbaute definitive Bahnhof der Nordostbahn. Rechts die 1879-1880 von Ernst Jung auf dem Areal
des ehemaligen Amtshauses erbauten Miels- und Geschäftshäuser. Fotografie von Joh. Linck (1819-1900), um 1885.

zept entspricht nun auch eine ganz eigenwillige
städtebauliche Politik.
Ihre Charakteristik zeigt sich etwa in der Art, wie
das Bauamt reorganisiert wurde. Dieses war mit der
Stadtverfassung von 1839 in Domänenamt umbenannt

worden; der Bauinspektor war zum
Domänenverwalter, der Unterbaumeister zu dessen
Gehülfen geworden. Die nach Ancien Regime
klingenden Bezeichnungen deuten daraufhin, dass die
lokalen Bauhandwerker sich gegen eine drohende
Professionalisierung des Amtes sträubten. Als 1848

der Inhaber der Gehülfenstelle starb, wurde der
Vorschlag laut, ob statt eines Gehülfen nicht ein
besser besoldeter «Architekt oder Fachmann»
angestellt werden sollte. Aber man verzichtete darauf:

man befürchtete, ein solcher könne gegenüber
seinen Vorgesetzten - dem Domänenverwalter und
der Baukommission - «von präponderierendem
und maassgebendem Charakter oder Stellung
seyn».25 1 855 entschied man sich erneut gegen die
Anstellung eines «städtischen Baumeisters».26 Erst
nach dem Amtsantritt Sulzers kam die Angelegenheit

zu einer Lösung. 1859 erwirkte er von der
Gemeinde die Erlaubnis, einen «provisorischen
Stadtbaumeister» anzustellen.27 Eben damals
wurde in Zürich ein Baukollegium geschaffen;
unter dem Vorsitz von Sulzers Rivalen Alfred

Escher richtete es 1860 ein technisches Bureau ein
und berief an seine Spitze den jungen, bisher vor
allem im Bahnbau tätigen Ingenieur Arnold Bürkli
(1833-1894).28 Im gleichen Jahr schrieb nun auch
Winterthur die Stelle eines «Bautechnikers» aus.29

Bezeichnend ist, dass - entgegen der Zeittendenz -
nicht ein Ingenieur, sondern ein ausgesprochener
Architekt angestellt wurde: der Deutsche Wilhelm
Bareiss (1819-1885), zum Zeitpunkt der Berufung
Hofbaumeister der Fürsten Thum und Taxis.30

Und bezeichnend ist auch, dass Sulzer trotz diesen
Änderungen an der altertümlichen Stadtverfassung

festhielt. Bald schon machte sich, vor allem
beim Strassenbau, das Fehlen eines Ingenieur-
Fachmanns bemerkbar. Man behalf sich damit,
dass man für die Planung fallweise einen Geometer
beizog, der am kartographischen Institut von Jakob
Melchior Ziegler arbeitete: Felix Erb (1814-1875),
ein von Oberwinterthur stammender, ausgebildeter

Lehrer.31 Über Jahre hinweg versuchte dieser,
seine Stellung als Stadtingenieur zu konsolidieren;
1866 gestand man ihm ein festes Taggeld für seine
Arbeit als «städtischer Ingenieur» zu32; im folgenden

Jahr wurde ihm, als er in den Stadtrat gewählt
wurde, das Domänenamt zugeteilt - womit die
Tätigkeit des Stadtingenieurs in einer ehrenamtlichen,

nicht eigens zu vergütenden Leistung auf-










































































































